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VORGESCHICHTE Der Konflikt um die Gründung des Schweizerischen Bundesstaats vor 
1848 ist wesentlich geprägt von der Auseinandersetzung um den der ka-
tholischen Kirche nahestehenden und sehr einflussreichen Jesuitenor-
den. Schon 1847 hatte die Tagsatzung im Gefolge des Sonderbundskriegs 
das Jesuitenverbot beschlossen und die Jesuiten ausgewiesen, 1848 fin-
det das Verbot auch Eingang in die Bundesverfassung (vgl. Vorlage 1). Zu 
diesem Zeitpunkt unterhält der Orden Niederlassungen in Brig, Sitten, 
Freiburg, Estavayer-le-Lac, Schwyz und Luzern. Bei der Totalrevision der 
Bundesverfassung von 1874 wird das Verbot verschärft, indem nun auch 
einzelnen Ordensmitgliedern die Tätigkeit auf dem Gebiet der Schweiz 
untersagt ist (vgl. Vorlage 12). Neben weiteren konfessionellen Ausnah-
meartikeln enthält die vom Kulturkampf geprägte Verfassung von 1874 
auch das Verbot, neue Klöster und Orden zu gründen und einstmals auf-
gehobene wieder zu errichten.  

Nachdem die Artikel seit etwa den 1930er-Jahren zunehmend grosszügi-
ger interpretiert werden, überweist das Parlament 1955 einen Vorstoss 
des Ständerates und späteren Bundesrates Ludwig von Moos (Konserva-
tive Fraktion, OW). Dieser lädt den Bundesrat ein, die Streichung der bei-
den Verfassungsartikel zu prüfen. 1972 erst, nach umfassenden rechtli-
chen und politischen Abklärungen, veröffentlicht der Bundesrat seine 
Botschaft samt dem Antrag, die beiden Ausnahmeartikel zu streichen. 
Die angesichts der Reformen der katholischen Kirche als diskriminierend 
empfundenen Ausnahmeartikel gelten auch als Hindernis für den Beitritt 
der Schweiz zur Europäischen Menschenrechtskonvention. Die Konsul-
tation von Kantonen, Parteien, Kirchen und weiteren Organisationen be-
wegt den Bundesrat dazu, auf die Streichung weiterer religionsbezoge-
ner Ausnahmeartikel zu verzichten, so des Bistumsartikels (vgl. Vorlage 
479), des gegen die Juden gerichteten Schächtverbots (vgl. Vorlagen 40, 
241) sowie des Ausschlusses der Geistlichen aus dem Nationalrat (vgl. 
Vorlage 453). Der Ständerat folgt mit einstimmigem Beschluss dieser Li-
nie, und auch der Nationalrat entscheidet sich mit nur vier Gegenstim-
men von Politikern kleiner Rechtsparteien für die Streichung. 

GEGENSTAND Somit entscheiden Volk und Stände darüber, ob die Art. 51 (Jesuitenver-
bot) und 52 (Klosterartikel) ersatzlos aus der Bundesverfassung gestri-
chen werden sollen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF So unbestritten die Streichung der beiden Ausnahmeartikel im Parlament 
ist, so einseitig stellen sich auch die nationalen Parteien und die grossen 
Kirchen hinter die Vorlage. Lediglich die EVP, die Nationale Aktion und 
die Republikaner sowie ein paar wenige Kantonalsektionen von FDP, SVP 
und SP geben die Stimme frei. Einige Kantonalsektionen der EVP und der 
NA empfehlen ein Nein.  

Die Gegner der Streichung organisieren sich in parteiübergreifenden Ko-
mitees in der Westschweiz und in der Deutschschweiz. Bekannt sind das 
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«Comité d’action pour la souveraineté nationale et l’autonomie spiritu-
elle du citoyen» in der Romandie und das -«Aktionskomitee für die Wah-
rung des konfessionellen Friedens durch die Staatsschutzartikel» in der 
Deutschschweiz. Sie stehen dem Jesuitenorden ab-lehnend gegenüber. 
Dieser sei vom Ausland gesteuert, der -Verfassung feindselig gesinnt und 
machtgierig. In ihrer Sichtweise ist die katholische Kirche noch immer 
eine hierarchische Institution, die auf ihrer Unfehlbarkeit beharre und 
politisch Einfluss zu nehmen versuche.  

Die Befürworter bezeichnen die Artikel als diskriminierend gegenüber 
den einzelnen Orden, aber auch gegenüber der katholischen Kirche und 
als im Widerspruch zur Glaubens- und Religionsfreiheit stehend. Sie be-
tonen, dass die katholische Kirche insbesondere seit dem zweiten Vati-
kanischen Konzil (von 1962 bis 1965) die Freiheit als Grundwert der 
menschlichen Gemeinschaft bezeichne und sich für Menschenrechte 
und Religionsfreiheit ausspreche. Auch sei der Vorwurf gegenüber dem 
Jesuitenorden, er sei eine Gefahr für den modernen Staat und störe den 
konfessionellen Frieden, angesichts seiner Reformbemühungen über-
holt. Damit fehle die Legitimation für die Ausnahmeartikel. Die Befürwor-
ter können sich bei dieser Argumentation auf ein umfassendes Gutach-
ten von Rechtsprofessor Werner Kägi stützen. Ihm zufolge wiederspre-
chen die Artikel dem Gebot der Gerechtigkeit, den Grundnormen der 
Verfassung, der politischen Zweckmässigkeit und dem Erfordernis der 
Anwendbarkeit. 

ERGEBNIS Mit einer Mehrheit von 54,5% Prozent und 14 5/2 Ständestimmen wird 
die Streichung des Jesuitenverbots und des Klosterartikels angenom-
men. Das Resultat zeigt ein stark konfessionelles Muster. Die Stimmbe-
teiligung ist mit 40,3% unterdurchschnittlich. Das Stimmverhalten trägt 
ein deutliches konfessionelles Muster: In katholisch dominierten Kanto-
nen erreicht die Zustimmung bisweilen gegen 90%. In einigen protestan-
tischen Kantonen hingegen (insbesondere in den Kantonen Bern, Neuen-
burg und Waadt) möchte eine Mehrheit von teils mehr als zwei Dritteln 
der Stimmenden an den Ausnahmeartikeln festhalten. 
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